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Antrag 312/I/2020

ASF Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK

Für eine sozialeWohnungspolitik
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Mietendeckel bleibt sinnvoll und notwendig

Wir bekräftigen als SPD Berlin erneut die Schutzmaß-

nahme des Berliner Mietendeckels. Nach dem Ablauf

der 5-Jahres-Frist müssen selbstverständlich das Vorlie-

gen der entsprechenden Voraussetzungen geprüft wer-

den aber dies ändert nichts daran, dass wir das Instru-

ment politisch für notwendig und sinnvoll erachten.

 

Die Berliner SPD muss unter Umständen mit jedem uns

zur Verfügung stehenden Instrument Armut und Woh-

nungslosigkeit durch überteuerte Mieten oder ein Unter-

angebot anWohnraumbekämpfen: Das kommt uns Frau-

en*, Senior*innen, Alleinerziehenden, AlGII Empfänger*in-

nen, Student*innen u.v.m. zu Gute. Das sind Personen-

gruppen für die wir immer schon Politik gemacht haben

und für die wir auch künftig Politik machen müssen. Sich

auf die Seite der Benachteiligten unserer Gesellschaft zu

stellen muss weiterhin Berliner SPD Politik bleiben.

Welche Strategien verfolgenwir künftig beimNeubau von

Wohnungen?

Neubau, bzw. Verdichtung, muss kooperierend zum Mie-

tendeckel in breiter Fläche passieren. Ausgeglichene so-

ziale Milieus benötigen eine breitflächige Umsetzungen

des Wohnungsneubaus, statt einer punktuellen Zentrie-

rung auf Gebiete, die dem Land Berlin gehören (wie z.B.

Flughafen Tegel oder Tempelhofer Feld). Die Berliner Mie-

tenpolitik durch Wohnungsneubau muss über alle Bezir-

ke verteilt,mit StädtischenWohnungsbau und Genossen-

schaftlichenWohnungsbau durchwachsen sein.

Unser Ziel muss es sein, ein großflächiges Programm

zu entwickeln, das ausreichend Stabilität undWohnraum

für kleine und mittlere Einkommen in den einzelnen

Kiezen, also im Mikrokosmos des Berliner Mietspiegels

schafft. Sollten keine Flächen gefunden werden, die dies

ermöglichen,muss das Vorkaufsrecht, ggf. durch neue po-

litische Instrumente, in den Bezirken und durch das Land

Berlin eine vermehrte Umsetzung finden.

Wohnungsbauvorhaben durch Investoren der Immobili-

enbranche, deren Bauvorhaben groß genug sind, um für

das Berliner Modell verpflichtet zu werden, müssen auf-

grund der geringen Ausschöpfung und Nachhaltigkeit für

das Land Berlin eine sekundäreMaßnahme für dieWohn-

raumschaffung und die Stabilisierung des Berliner Miet-

spiegels sein. Um den Verlust durch die zu schaffenden

30% Sozialwohnungen beim Berliner Modell zu kompen-

sieren - welche nur eine Sozialbindung von 20 Jahren ha-

ben - , sind i.d.R. 70% der Baumasse dieser Investoren hö-

her bis hochpreisig - das steht dem politischen Streben

Mietendeckel bleibt sinnvoll und notwendig

Wir bekräftigen als SPD Berlin erneut die Schutzmaß-

nahme des Berliner Mietendeckels. Nach dem Ablauf

der 5-Jahres-Frist müssen selbstverständlich das Vorlie-

gen der entsprechenden Voraussetzungen geprüft wer-

den aber dies ändert nichts daran, dass wir das Instru-

ment politisch für notwendig und sinnvoll erachten.

Die Berliner SPD muss unter Umständen mit jedem

uns zur Verfügung stehenden Instrument Armut und

Wohnungslosigkeit durch überteuerte Mieten oder ein

Unterangebot an Wohnraum bekämpfen: Das kommt

uns Frauen*, Senior*innen, Alleinerziehenden, AlGII Emp-

fängrer*innen, Student*innenu.v.m. zuGute. Das sind Per-

sonengruppen für die wir immer schon Politik gemacht

haben und für die wir auch künftig Politik machen müs-

sen. Sich auf die Seite der Benachteiligten unserer Gesell-

schaft zu stellen muss weiterhin Berliner SPD Politik blei-

ben.
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nach Stabilität des Mietspiegels und der Schaffung von

Wohnraum für kleine undmittlere Einkommen entgegen.

Deshalbmuss es eine neue Übereinkunft geben, dass die-

se Umsetzung des Bauens das nicht zu präferierendeMit-

tel der Wahl ist. Künftig soll es deshalb eine transparente

Aufstellung

geben, die offenlegt und nachweist, dass Bezirke in Ab-

sprache mit dem Land Berlin Städtischen und Genossen-

schaftlichenWohnungsbau präferiert stützen und umset-

zen.

Bedarfsorientiertes Bauen

Die SPD Berlin und die SPD Fraktionen von Land und

Bezirken müssen explizit zum Ziel haben für Menschen

mit sehr kleinem und kleinem Einkommen das Wohn-

raumangebot stark zu erhöhen. So bieten beispielswei-

se etliche Bezirke keinen Wohnraum mehr für AlGII Emp-

fänger*innen, während höher bis hochpreisiger Wohn-

raum durchaus keine Engpässe erlebt. Um diese Unaus-

gewogenheiten auszugleichen sind derWohnraumbedarf

und die Verdrängung diverser Einkommensschichten des-

halb jährlich zu ermitteln (unabhängig oder im Kontext

des Monitorings Soziale Stadtentwicklung) und Strate-

gien müssen entsprechend aufgestellt werden. Alle zwei

Jahre ein rückwärtsgewandter Bericht, reicht für ein Ber-

lin im schnellen und stetigenWandel nicht aus.

Begründung

Mit einer neuen Berliner SPD Landesspitze und der Kan-

didatur von Franziska Giffey für das Amt der Berliner Bür-

germeisterin, werden neue Weichen für die Mieten- und

Wohnungspolitik gestellt.

Die SPD Frauen im ASF Landesvorstand wissen, dass Ar-

mut in unserer Gesellschaft zu großen Teilen weiblich ist:

als Frau inSorgearbeit, inTeilzeit, in einemunterbezahlten

Beschäftigungsverhältnis und als Seniorin. Wo vielleicht

ein Partner zuvor Stabilität und Sicherheit in die finanzi-

elle Situation dieser Frauen gebracht hat, kommen Unsi-

cherheit, Sorgen und Armut - garWohnungslosigkeit - bei

Partnerverlust auf,wennMietenmehr als 30%der Einnah-

men eines Haushalts überschreiten.

Berlin ist die Hauptstadt der Alleinstehenden und Berlin

hat im zunehmenden Trend extrem überteuerte Mieten -

im Verhältnis zum Durchschnittseinkommen der Region.

Deshalb muss eine gute sozialdemokratische Mietenpo-

litik in Berlin bedeuten, dass wir uns aller legalen Instru-

mente der sozialdemokratischen Politik bedienen, die uns

zur Verfügung stehen, um gute Mieten- und Wohnungs-

politik für (sehr) kleine bis mittlere Einkommen zu ma-

chen.

Einige Fakten anbei:

In Berlin gaben 2019 rund ein Viertel der Mieter*innen

mehr als 40% ihres Einkommens für Miete aus. Bei Ein-

kommen unter 1500ewaren es sogar die Hälfte. DieMiet-
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preisbremse hat hierbei bisher nur verhindert, dass diese

Zahlen steigen. Ziel muss jedoch sein, dass insbesonde-

re bei niedrigen Einkommen nur ein Drittel für Mietprei-

se ausgegeben werden. Dies wird wahrscheinlich nicht in

5 Jahren alleine durch Neubau und Verdichtung möglich

sein.

Um der Debatte Kaufen statt Mieten ein wenigWind aus

den Segeln zu nehmen, sind es exakt die Einkommen un-

ter 1500 Euro, die bei Mietzahlungen bei oder über 40%

ihres Einkommens

wenig bis kein Geld zum Kauf einer Eigentumswohnung

ansparen können. Zu den Betroffenen gehören viele Frau-

en, jedoch ist dieser Antrag selbstverständlich im Sinne

und im Dienst aller schwächer Gestellten unserer Gesell-

schaft!
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